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Die politische Lage in Deutschland 

Koal i t ion besser als ihr Ruf 
Zusammenarbeit gut – Außendarstellung weniger 

Gedenkveranstaltung zum 17. Juni 1953: Am Donners-
tag haben wir im Rahmen einer Gedenkstunde des 
Deutschen Bundestages zum Jahrestag des Volkauf-
standes in der DDR an den Unrechtscharakter der SED-
Diktatur, den Mut und die Freiheitssehnsucht der ost-
deutschen Bevölkerung erinnert. Der 17. Juni 1953 do-
kumentiert in besonderer Weise den Unrechtscharakter 
des SED-Staates, den die Linkspartei bis heute nicht 
anerkennt. Stattdessen wird die DDR von den SED-
Erben immer noch zu einem Sozialstaat verklärt, der – 
so heißt es im Entwurf ihres neuen Grundsatzpro-
gramms – nicht nur „die Beseitigung von Arbeitslosig-
keit und die wirtschaftliche Eigenständigkeit der Frau-
en“, sondern auch „die weitgehende Überwindung von 
Armut, ein umfassendes soziales Sicherungssystem, ein 
hohes Maß an sozialer Chancengleichheit im Bildungs- 
und Gesundheitswesen sowie in der Kultur“ sicherge-
stellt haben soll. Angesichts des 17. Juni 1953 und der 
unzähligen Opfer der SED-Gewaltherrschaft ist diese 
Darstellung blanker Zynismus. Der Jahrestag des Volks-
aufstandes sollte allen Parteien in Erinnerung rufen, dass 
eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei nach wie vor 
keine Option sein kann. 

Vielmehr muss man weiterhin alles daran setzen, sie mit 
ihren Taten zu konfrontieren und ihre Opfer zu entschä-
digen. In der letzten Legislaturperiode haben wir durch-
gesetzt, dass Menschen, die in der Sowjetischen Besat-
zungszone und der DDR zum Opfer politischer Verfol-
gung wurden, eine Entschädigung erhalten. Der Staat 
würdigt seither den Widerstand ehemaliger politischer 
Häftlinge gegen die SED-Diktatur mit einer monatlichen 
Zuwendung in Höhe von bis zu 250 Euro. Mit der FDP 
können wir nun das zugrundeliegende Gesetz weiter-
entwickeln. Insbesondere werden wir die Benachteili-
gung von Opferpensionsbeziehern mit Kindern beseiti-
gen und die Berechnung der Mindesthaftdauer als An-
spruchsvoraussetzung vereinheitlichen. Den Jahrestag 
des 17. Juni haben wir zum Anlass genommen, das 
entsprechende Gesetz in dieser Sitzungswoche in erster 
Lesung zu beraten. 

Qualitätspakt für Lehre unterzeichnet: Wir wollen die 
Bundesrepublik zur Bildungsrepublik machen. Deshalb 
haben Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Minis-
terpräsidenten der Länder ein gemeinsames Förderpro-
gramm zur Verbesserung der Studienbedingungen be-
schlossen. Mit diesem Programm wird der erfolgreiche 
Hochschulpakt um eine dritte Säule für mehr Qualität in 
der Lehre ergänzt und die Betreuung der Studierenden 

verbessert. Zur Verbesserung des Niveaus der akademi-
schen Ausbildung wird die Bundesregierung bis 2020 
insgesamt zwei Milliarden Euro bereitstellen. 

An dem Ziel, das wir gemeinsam mit den Bundeslän-
dern vor zwei Jahren auf dem Bildungsgipfel in Dresden 
vereinbart haben, halten wir fest. Bis zum Jahr 2015 
wollen wir zehn Prozent unseres Bruttoinlandprodukts in 
Bildung und Forschung investieren. Obgleich der Bund 
an den normalen Bildungsausgaben nur einen Anteil 
von zehn Prozent trägt, haben wir den Ländern angebo-
ten, 40 Prozent der zusätzlich erforderlichen Aufwen-
dungen in Höhe von 13 Milliarden dauerhaft zu finanzie-
ren. Zur Ausgestaltung des in Dresden vereinbarten 
Ziels hat Bundesministerin Annette Schavan in den ver-
gangenen Monaten eine ganze Reihe von Vorschlägen 
unterbreitet: Mit der Erhöhung des BAföGs und einem 
Stipendiengesetz wollen wir dafür sorgen, dass nie-
mand aus finanziellen Gründen am Studium gehindert 
und gute Leistung im Studium belohnt wird. Mit Bil-
dungsketten und Bildungslotsen wollen wir uns darum 
kümmern, dass benachteiligte Kinder eine frühe und in-
tensive Förderung erfahren und eine bessere Perspekti-
ve für ihre Zukunft erhalten. Wir erwarten nun von den 
Bundesländern, dass auch sie zu ihrem Wort stehen. 

Finanzmarktregulierung in Europa rasch voranbringen: 
Der Europäische Rat, der in dieser Woche in Brüssel zu-
sammengekommen ist, diente der Vorbereitung auf den 
G20-Gipfel in Toronto. Die Staats- und Regierungschefs 
der EU wollten eine ehrgeizige Position zur Finanzmarkt-
regulierung beschließen, die von der EU in Toronto ver-
treten werden soll. Bereits im Vorfeld des Europäischen 
Rates hatten Bundeskanzlerin Angela Merkel und der 
französische Staatspräsident Nicolas Sarkozy den Präsi-
denten der Europäischen Kommission eindringlich ge-
beten, die Bemühungen der Kommission um die Einfüh-
rung strengerer Kontrollen der Märkte für Kreditausfall-
versicherungen auf Staatsanleihen und für Leerverkäufe 
zu beschleunigen. Dieser Vorstoß hat unsere volle Un-
terstützung. Leerverkaufspositionen bei Aktien und An-
leihen, vor allem im Fall von Staatsanleihen, müssen 
rasch transparenter gemacht werden. Insbesondere 
sollten sich Initiativen der Kommission auch auf die 
Möglichkeit eines EU-weiten Verbots ungedeckter Leer-
verkäufe aller oder bestimmter Aktien und Staatsanlei-
hen sowie aller oder bestimmter ungedeckter Kreditaus-
fallsversicherungen erstrecken. Deutschland ist hier mit 
gutem Beispiel schon in den letzten Wochen vorange-
gangen. 
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Die Woche im Parlament 
Mit einer Gedenkveranstaltung anlässlich des Nationalen Ge-
denktages „17. Juni 1953“ haben wir im Plenum an den 
Volksaufstand in der DDR vor 57 Jahren erinnert. 

Mit dem in 2. und 3. Lesung anstehenden Gesetz zur Ände-
rung des Grundgesetzes (Artikel 91e) wird die verfassungs-
rechtliche Grundlage für eine Neuorganisation und Weiter-
entwicklung der Aufgabenwahrnehmung in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende geschaffen. Das ebenfalls in 2. und 
3. Lesung zur verabschiedete Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Organisation der Grundsicherung für Arbeitssuchende dient 
der Anpassung der Grundsicherung für Arbeitsuchende an die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben. Danach arbeiten die Bun-
desagentur für Arbeit und die Kommunen im Regelfall in ge-
meinsamen Einrichtungen, den Jobcentern, zusammen. Da-
neben werden die bestehenden Optionskommunen dauerhaft 
abgesichert. Zusätzlich können nach einem geregelten Ver-
fahren und nach festgelegten Kriterien weitere Optionskom-
munen zugelassen werden. Mindestens drei Viertel aller 
Grundsicherungsstellen werden Jobcenter, höchstens ein 
Viertel (maximal 110) werden Optionskommunen sein. Weite-
res zentrales Element der Neuorganisation ist die Verbesse-
rung der Verantwortlichkeiten und Aufsichtsbeziehungen zwi-
schen den Gremien auf lokaler Ebene sowie auf Landes- und 
Bundesebene. 

Mit dem in 2. und 3. Lesung zur Verabschiedung anstehen-
den Wehrrechtsänderungsgesetz 2010 wird die Entscheidung 
im Koalitionsvertrag umgesetzt, die Dauer des Grundwehr-
dienstes bis spätestens zum Januar 2011 von neun auf sechs 
Monate zu verkürzen. Dies wirkt sich unmittelbar auf das 
Wehrpflichtgesetz und mittelbar auf das Zivildienstgesetz aus. 
Die Regelung gilt erstmals für Wehr- und Zivildienstleistende, 
die ihren Dienst ab dem 1. Juli 2010 antreten werden. Es 
werden weitere Folgeänderungen festgelegt, wie z.B. die Ab-
schaffung des abschnittsweisen Grundwehrdienstes und da-
mit auch des abschnittsweisen Zivildienstes, die Verkürzung 
des Zivil- oder Katastrophenschutzes, die Einführung eines 
freiwilligen zusätzlichen Zivildienstes, die Änderung des Wehr-
soldgesetzes und der Soldatenurlaubsverordnung. 

In 2. und 3. Lesung haben wir das Gesetz über die aufsichts-
rechtlichen Anforderungen an die Vergütungssysteme von In-
stituten und Versicherungsunternehmen verabschiedet, wel-
ches als Reaktion auf die Finanzmarktkrise internationale Prin-
zipien an angemessene und transparente Vergütungssysteme 
umsetzt. Es handelt sich um die vom Financial Stability Board 
im Jahre 2009 entwickelten und von den G-20 gebilligten 
Prinzipien für Standards für solide Vergütungspraktiken. So 
soll verhindert werden, dass zukünftig Vergütungsstrukturen 
insbesondere im Bankbereich zur Übernahme von Risiken bei-
tragen. Dazu werden im Kreditwesengesetz (KWG) und im 
Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) die schon bestehenden 
gesetzlichen Anforderungen an das Risikomanagement von 
Instituten und Versicherungsunternehmen um Vorgaben für 
angemessene und transparente Vergütungssysteme erweitert. 
Gestärkt werden auch die Eingriffsrechte der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). 

In 2. und 3. Lesung steht das Gesetz zur Vermeidung kurzfris-
tiger Marktengpässe bei flüssiger Biomasse zur Verabschie-
dung an, mit dem das Erfordernis der Nachhaltigkeitszertifizie-
rung auf den 1. Januar 2011 verschoben wird, um kurzfristige 
Marktengpässe auf dem Markt für flüssige Biomasse zu ver-
hindern. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und die zu 
seiner Ausführung erlassene Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung schreiben vor, dass flüssige Bio-
masse (z.B. Rapsöl, Palmöl, Sojaöl) ab 1. Juli 2010 grundsätz-
lich nur noch dann nach dem EEG vergütet werden kann, 
wenn sie nachhaltig hergestellt worden ist. Die Nachhaltigkeit 
muss im Rahmen eines Zertifizierungsverfahrens nachgewie-
sen werden. Inzwischen hat sich herausgestellt, dass der hier-
für vorausgesetzte Aufbau privatwirtschaftlich organisierter 
Zertifizierungsstrukturen mehr Zeit in Anspruch nimmt, als bei 
Erlass der Verordnung erwartet. 

In 2. und 3. Lesung haben wir das 23. Gesetz zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes verabschiedet, mit 
dem durch spürbare Leistungs- und Strukturverbesserungen 
das BAföG als individuelle Bildungsfinanzierung weiterentwi-
ckelt wird. Die Bedarfssätze der Auszubildenden werden im 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz und im SGB III um 
zwei Prozent angehoben, die Freibeträge um drei Prozent. 
Auch wird die Vereinbarkeit von individueller Familien- und 
Ausbildungsplanung verbessert. Das ebenfalls in 2. und 3. Le-
sung anstehende Gesetz zur Schaffung eines nationalen 
Stipendienprogramms ist neben dem BAföG und Bildungsspa-
ren eine weitere Säule der Studienfinanzierung, die auf den 
Abbau von Hürden gerichtet ist, an denen individueller Bil-
dungsaufstieg scheitern kann. Die Stipendien in Höhe von 
300 Euro monatlich sollen zur Hälfte von der Wirtschaft finan-
ziert werden. Das Stipendienprogramm zielt darauf ab, begab-
te Studierende zu unterstützen, die Eigenverantwortung und 
Profilentwicklung der Hochschulen zu stärken und dadurch 
auch zur Etablierung einer neuen Stipendienkultur in Deutsch-
land beizutragen.  

Im Zentrum des in 2. und 3. Lesung verabschiedeten Dritten 
Gesetzes zur Änderung des SGB IV und anderer Gesetze ste-
hen Fusionen von Berufsgenossenschaften, die im Rahmen 
des „Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Unfallver-
sicherung“ (UVMG) aus dem Jahr 2008 erfolgen müssen. Das 
UVMG sah bis zum 31.12.2009 die Reduzierung der Zahl der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften auf neun vor. Da die 
Trägerzahl sich auf freiwilliger Basis bisher nur auf dreizehn 
verringert hat, soll der Gesetzgeber nun weitere Fusionen von 
Berufsgenossenschaften per Gesetz anordnen. Die Fusionen 
sollen bis zum 1. Januar 2011 erfolgen. 

Daten und Fakten 
Generationenbilanz: Nach neuen Berechnungen der Stiftung 
Marktwirtschaft und des Forschungszentrums Generationen-
verträge beläuft sich die so genannte Nachhaltigkeitslücke der 
Bundesrepublik Deutschland auf knapp 8 Billionen Euro bzw. 
315 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Die Nachhaltigkeitslü-
cke setzt sich zusammen aus der bereits heute bestehenden 
sichtbaren oder expliziten Staatsschuld, die rund 1,7 Billionen 
Euro beträgt, und der sogenannten impliziten Schuld, in der 
alle durch das heutige Steuer- und Abgabenniveau nicht ge-
deckten Leistungsversprechen, insbesondere der Sozialversi-
cherungen, zusammengefasst werden. Sie macht heute 250 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes aus. 

(Quelle: Stiftung Marktwirtschaft) 
 
Teuerungsrate weitgehend stabil: Im Mai ist der Verbraucher-
preisindex für Deutschland gegenüber dem Vorjahr um 1,2 
Prozent gestiegen. Im März 2010 hatte die Inflationsrate ge-
messen am Verbraucherpreisindex bei +1,1 Prozent und im 
April 2010 bei +1,0 Prozent gelegen. Der für die Geldpolitik 
wichtige Schwellenwert von 2 Prozent wird damit weiterhin 
deutlich unterschritten. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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